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TOP 29: 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und 
Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen 
(Bundesteilhabegesetz - BTHG) 

Drucksache: 428/16 

Am 26. März 2009 ist das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonvention - UN-BRK) in Deutschland in 
Kraft getreten. Die UN-BRK ist seither geltendes Recht und eine wichtige Leitlinie 
für die Behindertenpolitik in Deutschland. 

Schwerpunkt des Gesetzentwurfes ist die Neufassung des SGB IX. Dieses soll 
folgende Struktur haben: 

- In Teil 1 ist das für alle Rehabilitationsträger geltende Rehabilitations- und 
Teilhaberecht zusammengefasst. 

- In Teil 2 wird die aus dem SGB XII herausgelöste und reformierte 
Eingliederungshilfe als "Besondere Leistungen zur selbstbestimmten 
Lebensführung für Menschen mit Behinderungen" geregelt. Das SGB IX 
wird insoweit zu einem Leistungsgesetz aufgewertet. 

- In Teil 3 steht künftig das weiterentwickelte Schwerbehindertenrecht, das 
derzeit im Teil 2 des SGB IX geregelt ist. 

Die Rolle der Pflegeversicherung soll unter Beachtung des bewährten Grundsatzes 
"Rehabilitation vor Pflege" im Verfahren gestärkt werden. 

Im Einzelnen sind die folgenden Änderungen vorgesehen: 

Der Behinderungsbegriff wird sprachlich an die UN-BRK angepasst. Mit der 
Neudefinition kommt zum Ausdruck, dass sich die Behinderung erst durch gestörte 
oder nicht entwickelte Interaktion zwischen dem Individuum und seiner materiellen 
und sozialen Umwelt manifestiert. Die Regelung korrespondiert dabei mit dem 
angestrebten novellierten Behinderungsbegriff im Behinderungsgleichstellungs-
gesetz und gründet sich in ihrem Verständnis wesentlich auf das bio-psychosoziale 
Modell der Weltgesundheitsorganisation (englisch World Health Organization, 
WHO) das der Internationalen Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung 
und Gesundheit (ICF) zugrundliegt. 
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Um "Leistungen wie aus einer Hand" gewähren zu können und Nachteile des 
gegliederten Systems der Rehabilitation abzubauen, wird künftig für alle 
Rehabilitationsträger ein verbindliches, partizipatives Teilhabeplanverfahren 
vorgeschrieben. 

Damit korrespondiert die Einführung einer flächendeckenden unabhängigen 
Teilhabeberatung. Die Beratung soll frühzeitig, bereits vor Entstehen eines 
Anspruchs auf Rehabilitations- und Teilhabeleistungen ansetzen. Bestehende 
Strukturen, insbesondere der Länder, sollen dabei genutzt und gegebenenfalls 
ausgebaut werden. 

Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben werden personenzentriert 
weiterentwickelt. Vorrangiges Ziel ist eine Teilhabe am Arbeitsleben von Menschen 
mit Behinderungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Jeder soll entsprechend 
seinem individuellen Leistungsvermögen durch passgenaue Leistungen und 
Förderung die für ihn größtmögliche Teilhabe am Arbeitsleben erreichen. 

Das SGB IX enthält einen offenen Katalog mit Leistungen zur Teilhabe am Leben 
in der Gemeinschaft, die die entsprechenden Leistungen erbringt. An der bisherigen 
Systematik wird festgehalten. Entsprechend werden daher im SGB IX Teil 1 
diejenigen Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft, die von allen 
maßgeblichen Rehabilitationsträgern erbracht werden, neu strukturiert, ergänzt, 
teilweise konkretisiert und als Leistungen der Sozialen Teilhabe definiert. 
Klarstellend wird ein neuer Leistungstatbestand für Assistenzleistungen eingeführt. 

Neben einer allgemeinen Verpflichtung zu einem inklusiven Bildungssystem enthält 
die UN-BRK spezielle Vorgaben, unter anderem über 

- freien Zugang zu einem inklusiven und hochwertigen Unterricht an Grund- 
und weiterführenden Schulen, 

- angemessene Vorkehrungen für die Bedürfnisse des Einzelnen, 

- die notwendige Unterstützung innerhalb des allgemeinen Bildungssystems. 

Daher wird im SGB IX Teil 1 eine neue Leistungsgruppe "Leistungen zur Teilhabe 
an Bildung" eingeführt. 

Die Bildung einer Bundesarbeitsgemeinschaft Rehabilitation (BAR), als einer 
Arbeitsgemeinschaft im Sinne von § 94 SGB X wird als Aufgabe der 
Rehabilitationsträger ins Gesetz aufgenommen. Kernaufgabe der BAR ist die 
Erarbeitung Gemeinsamer Empfehlungen und die Zusammenführung von Daten der 
Rehabilitationsträger nach § 6 über das Rehabilitations-Geschehen und die 
trägerübergreifende Zusammenarbeit, die in einem Teilhabeverfahrensbericht 
mündet. 
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Um das Leitbild einer inklusiven Gesellschaft und in diesem Zusammenhang 
insbesondere die Herausführung der Eingliederungshilfe aus dem "Fürsorgesystem" 
auch sichtbar werden zu lassen, wird die Eingliederungshilfe aus dem SGB XII 
herausgelöst und als neuer Teil 2 in das SGB IX integriert. Die Neuausrichtung 
erfolgt konsequent personenzentriert. 

Dies erfordert zwingend eine Gesamtplanung. Diese knüpft an die Teilhabeplanung 
in Teil 1 an. 

Die Weiterentwicklung des Leistungsrechts der Eingliederungshilfe und die damit 
verbundene Konzentration der Eingliederungshilfe auf die Fachleistungen erfordern 
auch eine Weiterentwicklung des bisherigen Vertragsrechts des SGB XII für die 
besonderen Leistungen zur selbstbestimmten Lebensführung für Menschen mit 
Behinderungen. Es regelt künftig nur noch die Erbringung von Fachleistungen. 

Mit der Neufassung des SGB IX wird das nach derzeit in SGB IX, Teil 2 verortete 
Schwerbehindertenrecht in einen neuen Teil 3 gefasst. Neben den rein 
redaktionellen Folgeänderungen werden dabei auch inhaltliche Veränderungen 
vorgenommen. Diese umfassen im Wesentlichen 

- die Stärkung des ehrenamtlichen Engagements der Schwerbehinderten-
vertretungen, 

- die Verbesserung der Mitwirkungsmöglichkeiten von Menschen mit 
Behinderungen in WfbM, 

- Regelungen zur Benutzung von Behindertenparkplätzen sowie 

- die Schaffung eines Merkzeichens für taubblinde Menschen im Schwer-
behindertenausweis. 

Die existenzsichernden Leistungen zum Lebensunterhalt werden sich für 
leistungsberechtigte erwachsene Menschen mit Behinderungen ab dem Inkrafttreten 
der Neuregelungen in SGB IX, Teil 2 sowie im Dritten und Vierten Kapitel des 
SGB XII wegen des Wegfalls des Unterscheidungsmerkmals stationäre Einrichtung 
in Zusammensetzung, Höhe und Erbringung nicht mehr von dem unterscheiden, 
was für alle Leistungsberechtigten außerhalb von Einrichtungen nach dem Dritten 
und Vierten Kapitel des SGB XII gilt. Der notwendige Lebensunterhalt wird sich 
deshalb für alle erwachsenen leistungsberechtigten Menschen mit Behinderungen 
aus den sozialhilferechtlichen Bedarfen zusammensetzen. Dies sind: 

- die Regelsätze (Regelbedarfsstufen im SGB XII, Regelbedarf im SGB II),

- Mehrbedarfe (zum Beispiel für voll erwerbsgeminderte Menschen mit dem 
Merkzeichen G), 

- einmalige Bedarfe (zum Beispiel Erstausstattung für die Wohnung oder für 
Bekleidung), 
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- Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung und die Vorsorge, 

- Bedarfe für Bildung und Teilhabe, 

- Bedarfe für Unterkunft und Heizung. 

Die Reformen treten grundsätzlich zum 1. Januar 2018 in Kraft. Die Änderungen im 
Schwerbehindertenrecht werden auf den Zeitpunkt nach Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens vorgezogen. Der erste Reformschritt in der 
Eingliederungshilfe und die Erhöhung des Freibetrages für das 
Arbeitsförderungsgeld treten zum 1. Januar 2017, die neuen Leistungen für ein 
Budget für Arbeit und die Förderung alternativer Beschäftigungsanbieter treten zum 
1. Januar 2018 in Kraft. 

Die Übergangszeit bis zum 1. Januar 2020 für die übrigen Rechtsänderungen im 
SGB XII trägt den notwendigen Umstellungsprozessen für die neue 
Personenzentrierung der Leistungen in der Eingliederungshilfe Rechnung. Auch der 
zweite Reformschritt für spürbare Verbesserungen bei der Einkommens- und 
Vermögensanrechnung in der Eingliederungshilfe tritt zum 1. Januar 2020 in Kraft. 

Außerdem sind weitere Übergangsregelungen im SGB XII vorgesehen. 

Insgesamt sollen Bestandsfälle, die von geltenden Regelungen oder dem 
Übergangsrecht profitieren, nach dem neuen, ab 1. Januar 2020 geltenden Recht 
nicht schlechter gestellt werden. 

Der federführende Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik, der 
Ausschuss für Frauen und Jugend, der Finanzausschuss, der 
Gesundheitsausschuss, der Ausschuss für Innere Angelegenheiten, der 
Ausschuss für Kulturfragen und der Rechtsausschuss empfehlen dem Bundesrat, 
zu mehr als einhundert Punkten Stellung zu nehmen. Einer der Hauptkritikpunkte 
ist die Frage der finanziellen Auswirkungen der Neuregelungen, für die keine 
ausreichenden Kostenberechnungen gesehen werden. Daher soll der Bundesrat eine 
Evaluation fordern, die die tatsächlichen Mehrkosten ermittelt. Diese müssten dann 
vom Bundeshaushalt getragen werden. 

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 428/1/16 ersichtlich. 


